
§373a Verfahren bei Strafbefehl

Johannes Kaspar

Angaben zur Veröffentlichung / Publication details:

Kaspar, Johannes. 2018. “§373a Verfahren bei Strafbefehl.” In StPO Strafprozessordnungmit GVG
und EMRK: Kommentar, edited by Helmut Satzger andWilhelm Schluckebier, 3. Auflage, 1768–69.
Köln: Carl Heymanns.

Nutzungsbedingungen / Terms of use:

Dieses Dokument wird unter folgenden Bedingungen zur Verfügung gestellt: / This document is made available under these conditions:
Deutsches Urheberrecht
Weitere Informationen finden Sie unter: / For more information see:
https://www.uni-augsburg.de/de/organisation/bibliothek/publizieren-zitieren-archivieren/publiz/

licgercopyright

https://www.uni-augsburg.de/de/organisation/bibliothek/publizieren-zitieren-archivieren/publiz/


§ 373a Verfahren bei Strafbefehl

ständige Gericht gern. § 270 (Marxen/Tiemann Rn. 423). Aufgrund des übergeordneten Interesses an ei­
ner Urteilskorrektur ist allerdings eine Verwerfung im Berufungsverfahren gern. § 329 Abs. 1 auch bei 
unentschuldigtem Ausbleiben des Angeklagten nicht zulässig (SK-StPO/Frister § 373 Rn. 10; a.A. KK- 
StPO/Schmidt § 373 Rn. 11). Entsprechend ist ein Vorgehen gern. § 412 bei vorangegangenem Strafbefehl 
ausgeschlossen (Kindhäuser § 33 Rn. 17).

4 I. Einstellung des Verfahrens. Das Gericht hat die Möglichkeit, das Verfahren nach allgemeinen Regeln 
einzustellen, auch nur vorläufig gern. § 205 StPO. Möglich ist auch eine Einstellung aus Opportunitäts­
gründen gern. §§ 153 ff., die aber in keinem Fall gegen den Willen des Verurteilten erfolgen sollte (Marxen/ 
Tiemann Rn. 432). Bei unbehebbaren Verfahrenshindemissen kommt eine Einstellung gern. §§ 206a, 260 
Abs. 3 in Betracht (LR/Gösse/§ 373 Rn. 17), sofern nicht bei der Wiederaufnahme zugunsten des Verurteil­
ten gern. § 371 analog vorzugehen ist (vgl. oben § 371 Rdn. 2). Abgesehen von § 260 Abs. 3 ergehen die 
Einstellungen durch Beschluss. Das Gericht ist nicht verpflichtet, im Rahmen einer Hauptverhandlung zu 
entscheiden (LR/Gössel § 371 Rn. 18).

5 II. Neues Sachurteil. Es ergeht eine völlig neue und unabhängige Sachentscheidung (BGHSt 14,64,66). 
Eine Bindung an das frühere Urteil besteht nicht, mit Ausnahme der Teile, die wegen einer Beschränkung 
der Wiederaufnahme unberührt geblieben sind. Grds. ist aber eine ganz neue tatsächliche und rechtliche 
Würdigung vorzunehmen. Zwischenzeitliche Gesetzesänderungen sind entsprechend § 2 Abs. 3 StGB zu 
berücksichtigen (Meyer-Goßner/Schmitt § 373 Rn. 2; LG Frankfurt NJW 1970, 70). Die Stellung der Ver­
fahrensbeteiligten bestimmt sich ebenfalls zu dem Zeitpunkt der erneuten Hauptverhandlung (Cirener, in: 
Miebach/Hohmann S. 319). Zwei Vorgehensweisen des Gerichts sind zu unterscheiden. Es kann das alte 
Urteil in der Sache aufrechterhalten gern. § 373 Abs. 1,1. Alt., wenn es in keinem Punkt von der früheren 
Entscheidung abweicht. Ansonsten ergeht eine neue Entscheidung in der Sache unter Aufhebung der frü­
heren Verurteilung (BGH, Beschl. v. 10. 5. 2011,4 StR 144/11). Für den Urteilsinhalt gilt § 267. Bezugnah­
men auf die Feststellungen der früheren Entscheidung sind nicht zulässig (Meyer-Goßner/Schmitt § 373 
Rn. 7).

6 Beim Rechtsfolgenausspruch ist das Verbot der reformatio in peius gern. Abs. 2 zu beachten. Eine Ver­
schärfung des Schuldspruches ist jedoch möglich (BGH NJW 1960, 732). Übersehen wurde vom Gesetz­
geber offenbar die Konstellation, dass ursprünglich allein eine Maßregel gern. § 63 StGB verhängt wurde; 
stellt sich nach erfolgreicher Wiederaufnahme heraus, dass der Verurteilte in Wahrheit voll schuldfahig 
war, muss die Maßregel entfallen, ohne dass nunmehr eine Bestrafung möglich wäre. Denn eine § 358 
Abs. 2 Satz 2 vergleichbare Regelung enthält § 373 Abs. 2 gerade nicht (vgl. HK-StPO/Temming § 373 
Rn. 9). Eine mildere Strafe bei unverändertem Schuldspruch ist ohne Weiteres möglich, § 363 gilt hier 
nicht. Wird eine Gesamtstrafe gebildet, sind alle Verurteilungen einzubeziehen, die bis zum jetzigen 
Zeitpunkt ergangen und noch nicht erledigt sind. Wurde die Wiederaufnahme nur teilweise angeordnet, 
sind auch die davon unberührt gebliebenen Einzelstrafen einzubeziehen (Marxen/Tiemann Rn. 437).

7 Soweit die Strafe aus dem früheren Urteil bereits vollstreckt ist, ist dies auf die neue Verurteilung (ohne 
gesonderten Ausspruch) gern. § 51 Abs. 2 StGB anzurechnen. Beim Zusammentreffen von Geld- und 
Freiheitsstrafe gilt der Umrechnungsmaßstab des § 51 Abs. 4 Satz 1 (Meyer-Goßner/Schmitt § 373 Rn. 9). 
Ganz neu zu entscheiden ist über Maßregeln der Besserung und Sicherung. Wird die Fahrerlaubnis er­
neut gern. § 69 entzogen, ist ein bereits abgelaufener Teil der Sperrfrist auf die neu verhängte anzurech­
nen (LR/Gössel § 373 Rn. 25). Gleiches gilt für die zeitliche Dauer eines Berufsverbots gern. § 70. Bei der 
Kostenentscheidung ist 473 Abs. 6 Nr. 1 zu beachten; es ergeht eine Entscheidung über die Kosten und 
Auslagen des gesamten früheren und neuen Verfahrens (einschließlich der Kosten der Wiederaufnahme).

8 III. Sonstiges. Eingezogene Gegenstände sind nach einem Freispruch zurückzugeben; wenn dies nicht 
möglich ist, ist eine Entschädigung nach dem StrEG zu gewähren (KMR/Eschelbach § 373 Rn. 21). Auch 
sonst gelten für die Entschädigung des zu Unrecht Verurteilten die §§ 1 ff. StrEG (Marxen/Tiemann 
Rn. 560 ff.). Eine bereits vollstreckte Strafe kann in entsprechender Anwendung von § 51 Abs. 2 StGB 
auf Strafen für andere Taten angerechnet werden, sofern diese mit der früheren Verurteilung gesamtstra­
fenfähig sind (OLG Frankfurt am Main GA 1980, 262; Kindhäuser § 33 Rn. 15). Der Freispruch ist nur 
dann bekannt zu machen, wenn auch die frühere Verurteilung bekannt gemacht wurde (Meyer-Goßner/ 
Schmitt § 373 Rn. 11). Die Anfechtung des Urteils ist nach allgemeinen Regeln mittels Berufung bzw. Re­
vision möglich; nach Eintritt der Rechtskraft ist auch ein neuer Wiederaufhahmeantrag denkbar (LR/ 
Gössel § 373 Rn. 38). Die Eintragung der Wiederaufnahme im Register gern. § 16 Abs. 1 BZRG wird nach 
Entscheidung in der erneuten Hauptverhandlung entfernt und durch deren Inhalt ersetzt, § 16 Abs. 2 
BZRG.

§373a Verfahren bei Strafbefehl. (1) Die Wiederaufnahme eines durch rechts- 
kräftigen Strafbefehl abgeschlossenen Verfahrens zuungunsten des Verurteilten ist 

auch zulässig, wenn neue Tatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, die allein oder in Verbin-
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Verfahren bei Strafbefehl § 373a

düng mit den früheren Beweisen geeignet sind, die Verurteilung wegen eines Verbrechens zu begrün­
den.
(2) Im Übrigen gelten für die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftigen Strafbefehl abgeschlosse­
nen Verfahrens die §§ 359 bis 373 entsprechend.

A. Grundsätzliches. Auch nach rechtskräftiger Erledigung durch Strafbefehl ist, wie § 373a klar- 1 
stellt, eine Wiederaufnahme möglich. Die allgemeinen Vorschriften der §§ 359 bis 373 gelten dabei gern. 
Abs. 2 entsprechend, einschließlich der Wiederaufnahmegründe der 359 und 362 (a.A. für § 362 Nr. 4 
KK-StPO/Sc7mndt § 373a Rn. 2). Die Anordnung der entsprechenden Anwendung ermöglicht es, die Ei­
genarten des Strafbefehlsverfahrens zu berücksichtigen, was insbesondere auch für dessen möglicherweise 
weniger zuverlässigen Erkenntnisse durch die Ausgestaltung als summarisches Verfahren gilt (BVerfG 
Beseht v. 31. 07. 2014-2  BvR 571/14, BVerfG NVZ 2016, 45, 47). Darüber hinaus eröffnet § 373a Abs. 1 
in Erweiterung von § 362 einen zusätzlichen Grund der Wiederaufnahme zuungunsten des Verurteil­
ten. Auch dies ist der Tatsache geschuldet, dass die Erledigung nur auf einer summarischen Prüfung des 
Tat- und Schuldvorwurfs beruht {Meyer-Goßner/Schmitt § 373a Rn. 3; krit. SK-StPO/Frister § 373a Rn. 5; 
Greco S. 989 f.).

B. Zusätzlicher Wiederaufnahmegrund (Abs. 1). Die ungünstige Wiederaufnahme 2 
kann ausnahmsweise darauf gestützt werden, dass neue Tatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, 
die allein oder i.V.m. den früheren Beweisen geeignet sind, die Verurteilung wegen eines Verbrechens 
i.S.v. § 12 Abs. 1 StGB zu begründen. Nicht erfasst ist der Fall der fehlerhaften rechtlichen Würdigung, 
bei der ein Verbrechen fälschlicherweise als Vergehen gewertet wurde {Neumann NJW 1984, 780). Aus­
geschlossen ist die Wiederaufnahme auch hier (vgl. oben Vor §§ 359 ff. Rdn. 28), wenn in Bezug auf das 
Verbrechen die Verfolgungsverjährung eingetreten ist (AK-StPO/Rotsch § 373a Rn. 2).
Wie auch sonst gilt, dass Tatsachen oder Beweismittel nur dann neu sind, wenn sie vom Gericht bei der 3 
Entscheidung nicht berücksichtigt wurden. Dies ist grds. anhand des Akteninhalts zu bestimmen (z.B. 
LG Karlsruhe NStZ-RR 2013,55), sodass davon ausgegangen werden kann, dass in der Akte enthaltene Tat­
sachen auch berücksichtigt wurden. Allerdings ist hier zu differenzieren: Ist eine Tatsache nicht in der Akte 
enthalten, ist es zur Sicherung des Anspruchs auf rechtliches Gehör nicht zulässig, die Neuheit der vor­
gebrachten Tatsachen wegen einer vorherigen Berücksichtigung als »allgemein- oder gerichtskundig« ab­
zulehnen (BVerfG NJW 2007, 207, 208). Auch ist im Interesse des Antragstellers Neuheit zu bejahen, wenn 
eine in den Akten enthaltene Tatsache nachweislich bei Erlass des Strafbefehls nicht berücksichtigt wurde 
{Eisenberg JR 2007,362). Ist die Akte nicht mehr vorhanden, so soll der Verurteilte die Darlegungs- und Be­
weislast dafür tragen, dass die von ihm als neu vorgebrachte Tatsache nicht bereits Gegenstand der Akte 
war (LG Karlsruhe NStZ-RR 2013, 55). Das ist angesichts des Gebots der extensiven Auslegung der güns­
tigen Wiederaufnahme zweifelhaft, zumal sich die Aufbewahrung der Akten ohne Einflussmöglichkeit des 
Verurteilten innerhalb der staatlichen Sphäre vollzieht.

C. Verfahren und Entscheidung des Gerichts. Abgesehen von den Fällen des § 371 ist 4 
zwingend eine Hauptverhandlung durchzufiihren. Dabei hat der rechtskräftige Beschluss gern. § 370 
Abs. 2 die Funktion des Eröffhungsbeschlusses (KK-StPO/Schmidt § 373a Rn. 11). Die Zuständigkeit 
des Gerichts bestimmt sich auch hier grds. nach § 140a GVG. Soweit durch die nun angestrebte Verurtei­
lung wegen eines Verbrechens ein Gericht höherer Ordnung zuständig ist, wird die Sache gern. § 225a 
Abs. 1 dorthin verwiesen; bei Ablehnung hat das Gericht niederer Ordnung die Sache zu verhandeln, 
kann dann aber ggf. nach § 270 Abs. 1 verfahren (näher Meyer-Goßner/Schmitt § 373a Rn. 5). Das Ge­
richt hält den Strafbefehl entweder aufrecht oder hebt ihn auf und entscheidet anderweitig in der Sache 
(§ 373a Abs. 2 i.V.m. § 373). Das gilt allerdings nicht, wenn der Strafbefehl (etwa gegen einen Jugend­
lichen, vgl. § 79 JGG) überhaupt nicht in zulässiger Weise ergehen konnte. Hier hat eine Einstellung ent­
sprechend § 371 Abs. 2 StPO sowie ggf. eine erneute Anklage im ordentlichen Verfahren zu erfolgen 
{Meyer-Goßner/Schmitt § 373a Rn. 5; Radtke/Hohmann-Hohmann § 373a Rn. 6; a.A. LG Landau NStZ- 
RR 2003, 28).
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